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Zumeldung zur PM des Sozialministeriums heute

Gemeindeübergreifende Kinderbetreuung:

Gemeinden wehren sich gegen Bürokratie

„Ziel des Gesetzes wird verfehlt. Köberle, übernehmen sie!“

Stuttgart.   Der Gemeindetag unterstreicht seine Forderung nach Pauschalbeträgen, mit denen der gemeindeübergreifende Besuch von Kinderbetreuungseinrichtungen gefördert werden soll. „Eine Spitzabrechnung der Ausgleichsbeträge zwischen den Städten und Gemeinden wäre ein Nullsummenspiel, das den Ausbau der Kinderbetreuung nicht voran bringt, aber unsinnigen Verwaltungsaufwand und Streit verursacht“, sagte Roger Kehle, Präsident des Gemeindetags. „Ein Fall für den Bürokratieabbau-Beauftragten: Köberle, übernehmen sie!“

Für den Betriebskostenzuschuss, den Wohnsitzgemeinden an die Standortgemeinde einer Betreuungseinrichtung zahlen müssen, wenn ein Kind auswärts betreut wird, hatten Gemeindetag und Städtetag gemeinsam eine Pauschalbetragsregelung vorgeschlagen. Sie sehen in dem schlanken Verfahren einen Beitrag zur Entbürokratisierung.

Wenn die Landesregierung dagegen eine Spitzabrechnung durchsetzen wolle, erfordere das in jedem Einzelfall ein aufwendiges Verwaltungsverfahren. „Die Spitzabrechnung schafft unnötige Bürokratie, neues Konfliktpotenzial und Ungerechtigkeit unter den Städten und Gemeinden. Das wird ein Beschäftigungsprogramm für die Verwaltungsgerichte“, erwartet Kehle.

Unnötige Bürokratie und Konflikte

Bei einer Spitzabrechnung der Zuschüsse, die zwischen den Gemeinden fließen sollen, müssten die Kosten in jedem Einzelfall genau ermittelt und von der zahlungspflichtigen Gemeinde geprüft werden.

Konflikte werde es geben, so der Gemeindetag, wenn eine Stadt ihre Betreuungsangebote wirtschaftlicher organisiere, als die andere. „Es ist nicht zumutbar, den ‚Mercedes’ der Nachbarstadt zu bezuschussen, wenn man sich selbst nur einen Kindergarten der ‚Golf-Klasse’ leisten kann“, sagte Kehle. „Das gilt erst recht, wenn sich eine Stadt aufgrund besonders guter Einnahmen die beitragsfreie Kinderbetreuung leistet und sich das hohe Defizit dann von Nachbarn mitzahlen lässt, die sich selbst eine Beitragsfreiheit nicht leisten können.“

Gemeinden nicht schlechtere Lösung aufzwingen

Die Landesregierung sei angetreten, mit der Gesetzesänderung Konflikte auszuräumen. Mit der Spitzabrechnung würden neue Konflikte geschaffen. „Das Ziel des Gesetzes wird verfehlt“, kritisierte Kehle. „Wenn Städte und Gemeinden, vertreten durch ihre Spitzenverbände, einhellig eine Pauschalabrechnung wollen, sollte ihnen das Land nicht eine weit schlechtere Lösung aufzwingen.“ Betroffen sei ausschließlich der Kostenausgleich zwischen den Gemeinden. Das Land, die freien Einrichtungsträger und die Eltern der Kinder hätten davon keine Vor- oder Nachteile, so der Gemeindetag.
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